
Feuerbach beginnt sein strafrechts-dogmatisches 
Hauptwerk: „Revision der Grundsätze und Grundbe­
griffe des positiven peinlichen Rechts“, in welchem 
er die Grundlagen sowohl für sein „Lehrbuch“ wie 
auch für das Bayrische Strafgesetzbuch von 1813 fest­
legte, mit der Abgrenzung der die subjektive, die 
innere Seite erfassenden moralischen Strafe von der 
die objektive Seite, die äußere Tat erfassenden bürger­
lichen Strafe. Die erstere ist die Strafe für die Über­
tretung von Sittengesetzen. Ihr liegt zugrunde die 
moralische, die sittliche Gesinnung des Täters. Über 
diese zu urteilen — stellt Feuerbach fest — sei nicht 
Sache des Staates. Der Staat habe für die Erhaltung 
der äußeren Ordnung Sorge zu tragen; die Regulie­
rung von Moral und Gesinnung könne niemals Sache 
der staatlichen Zwangsnorm sein. Dabei handele es 
sich um die innere Sphäre des Menschen, die durch 
das Glückseligkeitsstreben bedingt sei. So heißt es bei 
Feuerbach:

„Eine Rechtsverletzung wird nemlich blos als Rechtsver­
letzung betrachtet, wenn bei ihr nur auf die äußere Hand­
lung und auf den Widerspruch derselben mit dem (blos auf 
äußere Handlungen sich beziehenden) Gesetze der Ge­
rechtigkeit gesehen wird; sie wird als Immoralität be­
trachtet, wenn bei ihr nicht blc(s auf das äußere der Tat, 
sondern auch auf die G e s i n n u n g  der Person, aus wel­
cher sie entsprungen ist, und auf den Widerspruch derselben 
mit den (unmittelbar auf die Gesinnung sich beziehenden) 
Innern Gesetze der Sitten gesehen wird. Sobald daher die 
Idee von der Glückwürdigkeit das Prinzip für die Beur- 
theilung eines Strafübels ist, so wird auch die Rechts­
verletzung nicht mehr als Gegenstand des Rechts, sondern 
als Gegenstand der Moral, nicht mehr als den äußeren, 
sondern als den inneren Gesetzen widersprechend betrach­
tet, und es muß mithin nicht mehr blas dlas illegale Fac­
tum, sondern zugleich die unmoralische Gesinnung, die sich 
durch die rechtswidrige Handlung offenbaret hat, beurtheilt 
werden. “2).

Damit könne, so meint Feuerbach, das Strafrecht 
seine Funktion, die Befolgung der allgemeinen Ge­
setze des Staates zu erzwingen, nicht erfüllen. Nicht 
moralische Wertung und Einwirkung auf die Bürger 
sei die Funktion des Strafrechts und der Strafe, 
sondern der Zwang zur Beachtung der Gesetze:

„Das Gesetz ist allgemein und notwendig: es spricht zu 
allen Bürgern, droht jedem, der sich des Verbrechens 
schuldig macht, die Strafe, und stellt diese Strafe, eben 
weil es ein Gesetz ist, als eine rechtlich n o t h w e n d i g e  
Folge des Verbrechens dar. Wer diese Handlung thut, 
s o l l  diese Strafe leiden; niemand dar si|e thut, d a r f  der 
Strafe entgehen. Strafe und Verbrechen sind durch ein­
ander bedingt: niemand kann das Eine ohne das Andere 
wollen: niemand zu der* gesetzwidrigen '(That s£|ch be­
stimmen, ohne dem damit verknüpften Übel sich zu unter­
werfen. "3)

Feuerbach ist hier ganz der Schüler Kants. Das 
allgemeine Gesetz hat die bürgerliche Ordnung zu 
garantieren, und der Staat ist nichts als der Durch­
führer des allgemeinen Gesetzes. Ihm untersteht jeder 
in gleicher Weise. Im Verhältnis von Staatsgewalt und 
allgemeinem Gesetz gibt Feuerbach dem letzteren den 
Vorrang. Dies ist der alte klassische Begriff des 
„Rechtsstaates“: die Staatsgewalt ist die Herrschaft des 
abstrakten Gesetzes.

So hat Feuerbach den Verbrechensbegriff in die 
äußeren Momente, auf die objektive Seite der Tat ver­
legt. Das bestimmt auch die einzelnen Elemente des 
Verbrechensbegriffes, die ganz auf der äußeren Tat­
handlung begründet sind, während die Schuld nur 
fungiert als das Moment der Bewußtheit, das die Tat 
begleitet. Es ist dies der abstrakt-psychologische 
Schuldbegriff (Schuld = Vorsatz oder Fahrlässigkeit), 
bei dem die konkrete Täterpersönlichkeit gar keine 
Rolle spielt. Sie will Feuerbach erst später, im 
Stadium der Strafvollstreckung, berücksichtigt wissen. 
Hier mag die Persönlichkeit des Täters ihre Rolle 
spielen. Die Straffestsetzung selbst aber geht ganz 
abstrakt vor sich. Vor dem Gesetze sind alle gleich.

Dies war das System der strengen Durchführung der 
abstrakten Gesetzlichkeit im Strafrecht.

2) F e u e r b a c h ,  Paul Johann Anselm, „Revision der 
Grundsätze und Grundbegriffe des positiven peinlichen Rechts“ 
Erfurt 1799, S. 27/28.

3) Feuerbach, a. a. O. S. 49.

II. Der A u s g a n g s p u n k t  b e i  L i s z t
Ganz anders geht Liszt an die Frage des Straf­

rechts heran. Die Strafrechtspraxis seiner Zeit be­
obachtend, kommt Liszt zu der Feststellung, daß diese 
sich nicht in der Anwendung des abstrakten Gesetzes 
erschöpft, sondern ganz bestimmte Wirkungen her­
vorruft und auch auf die Hervorrufung bestimmter 
Wirkungen abzielt. Das Strafrecht hatte die Funktion, 
die von der herrschenden Rechtsordnung anerkannten 
Rechtsgüter vor den Angriffen durch verbrecherische 
Elemente zu schützen. In seiner entscheidenden straf- 
rechts-dogmatischen Schrift „Der Zweckgedanke im 
Strafrecht“^), in der er sein Programm entwickelte, 
heißt es:

„ B e s s e r u n g ,  A b s c h r e c k u n g ,  U n s c h ä d ­
l i c h m a c h u n g :  das sind demnach die un­
m i t t e l b a r e n  W i r k u n g e n  d e r  S t r a f e ,  die 
in ihr liegenden Triebkräfte, durch welche sie den 
S c h u t z  d e r  R e c h t s g ü t e r  bewirkt.“

Liszt sieht nicht mehr das allgemeine Gesetz, die 
allgemeinverbindliche Norm des Verhaltens. Er sieht 
die konkreten Rechtsgüter, den bestehenden Zustand 
der gesellschaftlichen Verhältnisse, und die Angreifer 
auf diesen. Ihm sind diese Verhältnisse die not­
wendige Grundlage aller menschlichen Tätigkeit, unter 
sie haben sich die Menschen zu beugen. Jeder, der 
sich in sie nicht einfügt, ist für ihn der (latente oder 
akute) Verbrecher.

Liszt zitiert den belgischen Kriminalisten Prinz:
„Alle die unreinen Keime, welche in dem gesellschaft­

lichen Körper sich entwickeln, können auf eine Grund­
gestalt zurückgeführt werden: das V a g a b u n d e n t u m .  
Die Leute, die in den Tag hinejnlebem, ohne Hoffnung und 
ohne Zweck, in chronischer Armut, in Hunger und Krank­
heit, in Rachitismus, Entartung, Schmutz und Ausschwei­
fung — sie bilden den Werbebezirk des Verbrechens, das 
mit ihnen sich mehrt und mindert. Das Vagabundentum hat 
seine Überlieferungen und seine Geschichte; es entwickelt 
sich seit diem 9. Jahrhundert mit der Gesellschaft zu immer 
neuen Gestalten. — Rom hat das Vagabundlentum ver­
hindert, aber um den Preis seiner Existenz; die christ­
liche Kirche des Mittelalters hat vergebens versucht, das 
Rätsel zu lösen. Erst in der englischen Armengesetzgebung 
des 16. Jahrhunderts wurde der richtige Weg gewiesen: 
s t r e n g s t e  B e s t r a f u n g  d e s  G e w o h n h e i t s ­
v a g a b u n d e n ,  a u s g i e b i g s t e U n t e r s t ü t z u n g  
d e s  U n g l ü c k l i c h e n  u n d  A r m e n  ,"5)

Das sei ihm „aus der Seele gesprochen“, fügt Liszt 
hinzu. Und auf diese Verletzer der bestehenden Ord­
nung will er die Strafgewalt des Staates gerichtet 
wissen. Dies aber ermögliche, so meint er, das System 
der klassischen Schule nicht, weil diese nur die Tat, 
nicht aber die verbrecherische Täterpersönlichkeit er­
fasse. Es sei aber der Täter und nicht die Tat zu be­
strafen.

Deshalb fordert er, daß die Begriffe des Strafrechts 
„subjektiviert“ werden müßten, damit „der Täter“ 
faßbar sei. Deshalb will er den Verbrechensbegriff aus 
der Abstraktion herauslösen.

„Aber die herrschende Ansicht bestimmt die Strafe für d‘e 
von keinem Thäter begangene That; das heißt: ihre Stra­
fen entsprechen dem Verbrechens b e g r i f f e ,  d e r  A b ­
s t r a k t i o n ,  welche Gesetzgebung und Wissenschaft aus 
den konkreten Thaten gebildet haben. (Am deutlichsten ist 
dieser Fehlschluß bei Berner. Oft gerügt, erhält er sich 
durch alle Auflagen des Lehrbuchs.) Sie fragt: was ver­
dient der Diebstahl, die Notzucht, der Mord, der Meineid? 
statt zu fragen: .was hat d i e s e r  Dieb, d i e s e r  Mörder, 
d i e s e r  falsche Zeuge, d i e s e r  Frauenschänder verdient? 
Die Fragestellung ist eine andere als die unsere, und darum 
mußte die Antwort eine andere sein. Und die Fragestel­
lung ist verkehrt; verkehrt g e r a d e  vom Standpunkte 
der Vergeltung aus. Nicht der Begriff wird bestraft, son­
dern der Thäter; daher kann das Maß der vergeltenden 
Strafe nicht nach dem Begriff, sondern nur nach der That 
des Thäters sich richten. Das scheint eine wohlfeile Binsen­
wahrheit zu sein; und doch ist es heute noch Ketzerei. 
Die Schutzstnafe ist also die richtig verstandene Vergel- 
tungsstrafe."6) * 5

!) Dr. Franz v. L i s z t  u. Dr. Karl v. L i l i e n t h a l ,  
„Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft“, Berlin und 
Leipzig 1883, S. 34.

5) Zeitschr. f. d. gesamte Strafrechtswissenschaft, v. Dr. Franz 
v. Liszt u. Dr. Karll v. Lilienthal, 7. Bd., S. 181.

°) Dr. Franz v. Liszt und Dr. Karl v. Lilienthal, a. a. O., 
3. Band, S. 44.
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